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Amtlicher Theilf

8. Inhrg

A. Verordnungen und Bekanuttuachungeu des Königlicheu Laudrnths-Amtes.

Nr. 76. Berlin, den 3. März 1870.
Bekanntmachung,

betreffend den Utntaufch von Schuldverschreibuugen
älterer 4- und 41X2prozeutiger Staatsanleiheu
gegen Berschreibungeu der konsolidirten 41X2pro-

zentigen Staatsanleihe.
·Mit Bezug aus das Gesetz vom l9. Dezember

1869 (Ges.-Satnml. S. 1197), betreffend die Konsoli-
dation preußischer Staatsanleihen, werden diejenigen
Besitzer von Schuldnerschreibnngen der nachstehend
ausgeführten Anleihen:

der 41X2prozentigen Anleihen aus den Jahren *
1848, 1854, 1855 A, 1857, 1859, 1864,1867 A, B
und D nnd 1868 B, und

der 4prozentigeu Anleihen aus den Jahren 1850,

kwelche dieselben gegen Schuldverschreibungen der kon-
zsvltdirtein 41J2prozentigen Staatsanleihe unitauschen
' wollen, hierdurch aufgefordert, die Schuldverschreibun-
gen Ucbst den dazu gehörigen Zinokoupons und Talonö
in der Zeit vom 14. März bis 23. April D. J- bei
der»Fiontrole der Staatspapiere hierselbst (Dramen:
stkase Nr. 94) oder.bei einer der Königl. Regierungs-
oder Bezirks-Hanptkassen, oder der Königlichen Kreis- hYSteuerkassetn oder der an den Kreis- beziehungsweise

i- linteortenw zur Erhebung der direkten Steuern beste-
zhelldm Koniglichen Kassen einzureichen. Jn Frank-
gf11»kt«a».iM. kann der Umtaufch nicht nur durch die
«K0Mgllche Kreiskasse, sondern auch durch das Bank-
bauö M. »A. von RothfchilszSöhne, welches sichzur VärtnttStelung bereit erklärt hat, bewirkt werden.

· le chuldverschreibun en der älteren 41X2pw-
genügen ‘llnleliben werden gegen einen gleichen Betrag
fis Ziegen 4 Xeprozentigeu Obligationen umgetauschfs
8001e 00 «Thlr. der 4prozentigen Anleihe werden je

This in neuen Obligationen ausgereicht.
Frist Zenlemgem Welche während der vorbezeichneten
n tö zum 23. April d. J. einschließlich Schuld-erfchreibungen der Eingange ausgeführten Anleihen

zum Unitausche einreichen, wird eine Prämie gezahlt,
und zwar:

a) beim Unitausche von Schuldverschreibungen der
Anleihen von 1867 und 18.68 in Höhe von
1/2 Prozent;
beim Umtausche von Schuldverschreibungen der
freiwilligen Anleihe von 1848 in Höhe von
3 Prozent; —-
beim Urntausche von Schuldverschreibungen der
übrigen Anleihen in Höhe von Zsz Prozent,
sofern jede einzelne Einlieferung von Schuld-
verschreibungen einer oder mehrerer dieser An-
leihen, nach dem Nominalbetrage der dagegen
auszugebenden Schuldverschreibungen der konsoli-
dirten Anleihe bemessen, weniger als 10,000
Thie. beträgt, sofern sie jedoch 10,000 Thie.
erreicht oder übersteigt, in Höhe von l Prozent,

von dem Betrage der neu auszugebenden Schuldver-
jschreibungen . «
l Nach Ablauf der mit dein 23. April d. J. enden-
den Präklustvfrist wird eine Prämie nicht mehr gezahlt;
der Uiutausch ohne Prämie sindet dagegen auch später
bis auf Weitereö noch statt.

Die Schuldverschreibungen der konsolidirten An-
leihe werden in Appoints zu 10,000 Thlr., 1000 Thlr.,
500 Thlr., 200 Thlr., 100 Thlr. und 50 Thie. aus-.

s gefertigt.

Die Wahl der Appoints der zu empfangenden
Schuldverschretbungen wird Jedem freigestellt, mit Der
Maßgabe, daß die Stückzahl der auszugebenden Obli-
gationen die Zahl der oon dem Empfänger eingelie-
ferten Obligationen nicht übersteigen darf. Wenn
nicht Anträge auf bestimmte Appoints besonders aus-
gedrückt sind, werden die neuen Schuldverschreibungen
soweit als thunlich indenselben Appoints, wie die
abgegebenen Dokumente ausgereicht.

Soweit gleichwerthige Beträge für angebotene
Verschreibungen der älteren Anleihen in Appointö der
konsolidirten Anleihe nicht gewährt werden können, ist
die Ausgleichung durch Ueberlassung des nächsthöheren,
in Berfchreibungen der konsolidirteu Anleihe darstell-

b)
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baren Betrages gegen baare Einzahlung der Differenz
von Seiten des Inhabers der eingelieserten Verschwi-
bungen nach dem durchschnittlichen Kourswerthe der
konsolidirten Anleihe, wie derselbe durch den amtlichen
Koursanzeiger der Berliner Börse für den Tag der
Einlieferung nachgewiesen wird, herbeizuführen..

Die Verzinsung der konsolidirten Anleihe erfolgt
am 1. April und l. Oktober jeden Jahres. Beim
Umtausche werden Koupons über die Zinsen von dem
auf den Umtausch zunächst folgenden Zinszahlungs-
termin ab bis zum 31. März 1874 nebst Talon aus-
gegeben, wogegen die von dem nächsten Zinszahlungss
termine ab fälligen Koupons der urnzutauschenden
älteren Anleihen mit abzuliefern sind; soweit dies nicht
geschieht, ist ihr Baarbetrag einzuzahlen.

Die umzutauscheuden Schuldverschreibungen sind
mit einem, von dem Einreicher für jede Anleihe
besonders doppelt anfzustellenden und zu unterschreiben-
den Verzeichnisse abzugeben; das eine Exemplar wird,
mit einer Empfangsbescheinigung versehen, dem Ein-
reichenden sofort zurückgegeben, und ist bei Aushändi-
gung der neuen Dokumente von demselben wieder
abzuliefern. Der Empfang der Schuldverfchreibungen
der konsolidirten Anleihe, sowie der baaren Beträge
ist unter einem von der Kontrole der Staatspapiere
aufzustellenden Verzeichnisse von dem Empfänger zu
bescheinigen.

Formulare zu den erstgedachten Verzeichnissen
sind bei der Kontrole der Staatspapiere und den oben
bezeichneten Kassen, sowie bei dem Bankhause M. A.
von Rothschild u. Söhne in Frankfurt a.JM. unent-
geltlich zu haben.

Wegen des Umtausches der Schuldverschreibungen
der Anleihen von 1856, von 1867 C, und von 1868 A,
sowie wegen der Bedingungen des Unttausches dieser
Verschreibungen wird später eine besondere Bekannt-
machung ergeben.

Der Finanz-Minister.
- " (gez.) Camphausm

S. J. 85 u. 90.

Oels, den 12. März 1870.
Vorstehende Bekanntmachung wird hierdurch zur

öffentlichen Kenntniß gebracht.

Nr. 77. Breslau, den 16. Febr. 1870.
Um einer mißverständlichen Auffassung des Bundes-

gesetzes über die Lohnbeschlagnahme vom 21. Juni
1869 (Bundesgesetzblatt Seite 242) und des durch
unsere Eircularberfügung vom 25. August v. J. 3 V
1158 Dem Königlichen Landraths-Amte zur Nachach-
tung mitgetheilten Ministerial-Erlasses vom 17. Juli
1869 zu begegnen, machen wir darauf aufmersam,
daß die Arrestlegung auf das in einem späteren Zeit-
punkte zahlbare Arbeits- oder Dienstlohn, wie solche
gegen Die mit Der Klassensteuer im Rückstande geblie-
benen Arbeiter, Dienstboten, Handwerksgesellen 2c. bis-
her als Exekutions-Mittel angewendet wurde, auch
ferner unter der Voraussetzung zulässig ist, daß die
Beschlagnahme innerhalb dreiMonaten nach ein-
getretenerFälligkeit der rückständigen Steuer-  

beträge verfügt wird. Sonach ist beispielsweise für
die Klassensteuer aus dem Monat Januar der l. April
der letzte Tag, an welchem die Execution mittelst
Beschlagnahme erfolgen kann; ebenso für die Steuer
aus dem Monate Februar der l. Mai u. f. w.

Zur Vermeidung der für die Staatskasse in Folge
der vorgedachten Beschränkung des Lohnarrestes zu
besorgenden Ausfälle hat der Herr Finanz-Minister in
dem Erlasse vom 17. Juli v. J. bereits angeordnet,
daß die Bestimmungen im § 1 Der Instruktion wegen
Erhebung der Klassensteuer vom 19. Juli 1851 mit
aller Strenge durchgeführt werden sollen. Hierzu ist
vor Allem nöthig, daß der Orts-Steuererheber sich
die sofortige Anmahnung der Steuerpflichtigen, welche
die Steuer innerhalb der ersten acht Tage des Monats
nicht entrichtet haben, angelegen sein läßt und daß er
unmittelbar nach Ablauf der den Angemahnten verstauc-
ten dreitägigen Zahlungsfrist die zwangsweise Bestrei-
bung der Steuer anordnet.

Von den verschiedenen Exekutionsmitteln muß der
Regel nach, wie der Schlußsatz im § 10 Der Aller-
höchsten Verordnung vom 30. Juli 1853 bestimmt,
zunächst die Pfändung angewendet werden und darf
erst, wenn diese fruchtlos ansgefailen ist, zur Beschlags
nahme des Dienst- oder Arbeitslohnes geschritten wer-
den. Jst aber der Steuererbeber aus eigener Kennt-
niß der Verhältnisse überzeugt, daß die Pfändnng zu
keinem Resultate führen würde, — wobei wir beson-
ders den Fall im Auge haben, daß sich der Mangel an
Pfändungsobjekten schon bei früheren Exekutions-Voll-
streckungen herausgestellt hat, —- so steht es in der
Befugniß des Erhebers, sofort mit der Lohnbeschlag-
nahme vorzugehen.

Nach § 31 Der vorallegirien Verordnung muß
die Beschlagnahme dem Dienstherrn oder Arbeitgeber
des Restanten, beziehungsweise der mit der Auszahlung
der Löhne beauftragten Kasse, schriftlich angekündigt
und dem Steuerschuldner Abschrift des bezüglichen
Dekrets mitgetheilt werden. Ein Schema zu der
Beschlagnahme-Verfügung und zu dem von dem
Adressaten zu vollziehendeu Behändigungsschein wird
der Anlage beigefügt. Richtet sich die Beschlagnahme
gegen mehrere in derselben Fabrik beschäftigte Arbeiter,
so bedarf es nur einer gemeinschaftlichen Verfügung
mit tabellarischem Verzeichniß der Restanten.

Am raschesteu wird das gedachte Verfahren zum
Ziele führen, wenn der Ortserheber selbst (oder statt
seiner ein Mitglied des Ortsgerichts) sich am Löhnungs-
tage auf der Arbeitsstätte oder der zahlenden Kasse
einsindet, um die zur Deckung der Steuerreste und
Exekutionsgebühren arrestirten Gelder in Empfang zu
nehmen. Wird die Zahlung der letzteren verweigert,
so hat der Steuererheber hiervon sogleich dem Land-
rathsamte Anzeige zu machen, welchem alsdann ob-
liegt, die weiteren Maßregeln zu tressen und nach
Besinden der Umstände gemäß § 31 alinea 3 a. a. O.
die Ermächtigung zur Klage gegen den Arbeitgeber
bei uns einzuholen.

Jm Uebrigen ist der Kreis-Steuereinnehmer ver-
pflichtet, die Thätigkeit der Ortserheber in Bezug auf
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rechtzeitige Anwendung der zulässigen Zwangsmittel zu
überwachen und auf diese Weise der Entstehung älterer
als dreimonatlicher Steuerreste so weit als möglich
Vorzubeugem

Die Vorschrift unter Nr. 3 der Cirkular-Versügung

Vom 13. September 1861 V. 1072 ergänzen wir
Duhm/ daß die von den Ortserhebern bis zum 25.
jeden Monats der Kreiskasse einzureichenden Rest-
nachweisungen bezüglich der Restanten, welche in
Arbeits- oder Dienstverhältnissen stehen, in der letzten
Spalte eine Angabe darüber enthalten muß, an wel-
chem Tage die Lohnbeschlagnahme verfügt ist. Ueber
die Richtigkeit dieser Angabe hat der Ortserheber sich
durch die oben erwähnten Behändigungsscheine aus-
zuweilen

Das Königliche Landrathsamt beauftragen wir,
den städtischen und ländlichen Stenererhebern die nach
Maßgabe des Vorsiehenden erforderliche Anweisung zu
ertheilen.

Königliche Regierung,
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forsten.

Oelrichs.

a) Beschlagnahme-Verfügung.

N. N., den . .ten . . . . 187
Der (Stand und Name) schuldet der Ortssteuer-

rezeptur die Klassenstener für d .. Monat .......
mit überhaupt Thlr. . Sgr. .. Pf. und an
Exekutionsgebühren . .Sgr. . . Pf., zusammen . . . Thlr.
.. Sgr. .. Pf. Zur Deckung dieses Betrags wird
dasdem Restanten für seine Dienste und Arbeiten
jetzt oder später zukommende Lohn, Gehalt oder
Honorar auf Grund des §"31 der Exekutions-Ord-
nung vom 30. Juli 1853 hierdurch mit Befchlag
belegt. Der obige Betrag ist demnach bei der nächsten
Sohn: oder Gehaltszahlung einzubehalten und an den
unterzeichneten Ortssteuererheber abzuführen.

Gegenwärtige Verfügung hat die Wirkung eines
gerich'tichen i’lrrefiö. Schlangen, welche M Wider-
spruch-. mit derselben an den Steuerschuldner geleistet
werdet, sind ungültig und befreien Sie nicht von der
Vekpflchtung, dieselbe Summe nochmals an den Unter-
zeichneten zu zahlen.

Der Ortsstenererheber.
(Unterschrift.)
An

d.. _(leräe des Dienstherrn, des
Arbeitgeben ogekldgr Lohnzahlungs-

e e.

wb) Behändigungsfchein.
Daß uir die Verfügung des Orts-Steuererhebers

zU N- N- Vtm ..ten ..... 187., betreffend Lohn-
betcblaenabm wegen . . . Thlr. . . Sgr. . . Pf. Klassen-
[teuer unb. Exkutionsgebühren, heute zugestellt worden
ist, beichemtgeich hiermit.

N» dn ..ten ...... 187.
Unterschrift des Adressaten.) ..

Oben bezebnete Verfügung ist dem ......
........ uter dem angegebenen Datum richtig
behändigt worden

(Unterso.ift des besteaenden Boten.)  

‚bellt, den 4. März 1870.
ßorftehenbeö Regierungs-Ränder theile ich den

städtischen und ländlichen Steuererhebern im Anschluß
an meine Kreisblatt-Versügung vorn 8. September
v. J. (Kreisblatt pro 1869, Stück 39, Nr. 243,
S. 493) zur öffentlichen Kenntnißnahme und genauen
Nachachtung mit.

Nr. 78. Breslau, den 6. März 1870.
Jm Interesse der Grundeigenthümer hat der Herr

Finanz-s.l)linisier gestattet, daß in denjenigen Fällen,
wo es sich lediglich um den Verkauf oder Tausch
ganzer Parzellen handelt, welche in den Grundsteuer-
karten bereits verzeichnet sind, nnd bei welchen Seitens
der Gerichtsbehörden die zur Abschließung des Ver-
trages nöthigen Situationspläne verlangt werden, diese
letzteren Seitens der Kataster-Kontroleure auf Grund
der bei denselben beruhenden Gemarknngs:Reinkarten
gefertigt werden können. — Jndem wir dies zur
öffentlichen Kenntniß bringen, bemerken wir, daß die
Kataster-Kontroleure angewiesen sind, diese Situations-
pläne so anzufertigen, daß daraus die Lage der Par-
zelle, die Kulturen nnd Klassen nach der Grundsteuer-
Einschätzung, die Hoflagen, Wege 2r., sowie die Fläche
nach der Grundsteuer-Mntterrolle hervorgeht.

Für einen solchen Situationsplan ist zu zahlen:

A. An Gebührem
1) wenn das verzeichnete Grundstück unter und

bis 10 Morgen Fläche enthält, 20 Sgr.; «-
2) wenn dasselbe mehr als 10 Morgen enthält

für die ersten 10 Morgen 20 Sgr., für jeden folgen
den Morgen darüber 6 Pfennige.

ß. Auslagen:«
für den DudezimahQuadratfnß des zu dem

Situations-Plane verwendeten Papiers 5 Sgr.
Diese Situationspläne dürfen keine Anwendung

finden, wenn das Grundstück im Felde erst getheilt
werden soll, in einem solchen Falle sind die weiteren
Anträge bei dem Kataster-Kontroleur auf Grund der
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zu machen.

Abschrift vorstehender Bestimmungen erhalten Ew.
Hochwohlgeboren mit dem Auftrage, selbige durch das
Kreisblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Königliche Regierung,
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forsten.

Oelrichs.

An sämmtliche Herren Landräthe und
Landrathsamt-Verweser und an den
Magistrat der hiesigen Haupt- und

Residenzstadt.
3 XVII. 339.

Oels, den 16. März 1870.
Vorstehende ministerielle Anordnung bringe ich

hierdurch zur öffentlichen Kenntniß.

Nr. 79. Breslau, den 21. Februar 1870.
Außer den bereits gegenwärtig zum Verkauf ge-

langenden Bundes-Wechiel-Stempel-Matten und ge-
stempelten Wechsel-Blankets werden vom l. März
d. J. ab noch Wechsel-Stempen-Marken und ge-
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stetmpelte Wechsel-Blankets zum Stempelbetrage von Oels, den 12. März 1870.
22‘ Sgr. ausgegeben werden. N » ' s [I kte bt e d.

. 2Im dortigen Kreise werden die neuen Sorten r 21;: DITTOPJTSWexangeueschfkk niBaifcnbaufcö

b" Dem SpofiAmte in Delß debmärts werben Altdorf bei Pleß ist Seitens des Herrn Ober-Präsi-
D e r O b e(;e;:)PSochstn-jze3 t r e c t o r. denten der Provinz Schlesien die Genehmigung er-

An das RöniIIiCbe Banb: theilt worden, im Laufe des Iahres l870 eine ern-
kathsAmt in %elg il6dfl. malige Sammlung milder Verträge in Form einer

HaiissCollecte bei den bernittelteren evangelischen Be-Nro. 3801

Oels, den 10. März 1870. l wohnern der Provinz Schlesien zu veranstalten.

kastebkade Bekanatmachuag bringe ich bierburd) Die mit der Sammlung beauftragten Kollektanten
IU öffentltcben Renntmä. sind angewiesen, sich vor dem Begleite der Samm-

———————- lung in jeder Ortschaft durch Vorzeigung der Geneh-
Nr. 8(), Osts, Den 14. März 1870. mignng oder einer beglaubigten Abschrift derselben zu

Auf Grund des § 6 des Statuts der National- · legitimiren.
Invaliden -Stiftung des Kreises Oels hat die kreis-
ständische Unterstützungs- Commifsion beschlossen, nach- »
genannten Invaliden resp. Hinterbliebenen derselben Nks 82z Oels- Den 15' Mars 1870-
am 22. d. Mts., als am Geburtstage Sr. Majestät h Bei Dem am 28. Februar c.,» Abends 1X211Uhr-
des Königs, folgende Unterstützungen ans den Zinsen inKraschen nustgebrochenen Feuer ist, trotzdem dasselbe
des Stiftungskapitals auszahlen zu lassen: bei der Nachtzeit sehr wert bemerkt werden mußte, nur

· · o. V « I . die Löschbülfe von» Ober-Prietzen, Laubsty und Damnig
2:11begreiägäfmäboeäääwgängig: 10 Th r (Namslauer Kreises) rechtzeitig, die von Weidenbach

. · 10 , aber erst verspätet und auf besondere Aufforderung vonvon ier . . . . . . . . . , . . . .. .
. dem hInvaliden Gottlieb Haase aus Kratchen ans, angetroffen. MklRUcksichl aUl die Be-
Peucke h · 10 stitnmung im § 28 Der Verordnung der Königlichen

Regierung vorn 12. Juli 1822 (Aintsblatt S. 277 ff.)
haben sich die Ortsgerichte in Woitsdorf, Lange-erhof,
Taschenberg nnd Nieder:Prietzen innerhalb 14 Tagen
wegen der unterlassenen, das Ortsgericht in Weiden-
bach aber wegen der verspäteten Löschhiilfe verantwortlich
gegen mich zu äußern.

Der Königliche Landrath.
v. Rosenberg.

II
II

. der verw. {Roofinb Hippe aus Strehlitz 20
. dem Invaliden Karl Scholz aus
Vielguth. . . . . . ..

. dein Invaliden Wilhelm Hillrnann
aus Zantoch . 8

. der verw. Knecht Grächneraus Kurzwitz 15

. dem Invaliden Karl Blase aus Galbitz 10

Summa 91 ler.
Wegen der Erhebung der Beträge sind die

Ortsbehbrdenbereits mit Anweisung versehen worden.

1
|

o
o
q

O
?

W
e
b

0
0

W
e
s
-
I

II
\\

11

  

 

div « MHZ? T h e i l
Die Bestrafung derpolitifchanTerbrechern Die liberale Partei beantragte jedoch rreitere

Der Reichstag ist in der Berathung des Straf- Erleichterungen nnd Strafmilderungen für die )oliti-
gesetzbuches zu dem zweiten Theile (von den einzelnen lchm Vekgeben UbekbaUptz sie verlangte zumal Daß
Verbrechen 2c. 2c.) gelangt, dessen erster Abschnitt von ans der Bestrafung derselben Alles entfernt werde-
den politischen Verbrechen, Hochverrath und Landes- Was Dem politischen Verbrechen einen Eitelkeile
verrath, Beleidigung des Landesherrn 2c. 2c. handelt. Cbakaklik gebe Dassele falle in der Steg! Ulcht

Bei dieser Gelegenheit trat zunächst das Bestre- mit Zuchthnus- auch nicht mit Gefängniß, sondern
ben der liberalen Partei hervor, für die politischen mit Der milbefien Akt ber Fkklbiklastkab mit
Verbrechen und Vergehen eine besonders schonende Festaagsbaft bestkaft werben Und wo das Witz Die
und riicksichtsvolle Beurtheilung und Behandlung zu Wahl zwilchen ZUchlbaUs Uab Festutlgillzlat gestalte
sichern. da soll auf Zuchthaus nur dann erkantt werden

Der Entwurf des Strafgesetzbuchs hatte auf die burfen, wenn festgestellt werbe, daß die strribak befun-
schwersten Fälle des Hochverraths die Todesstrafe, bene Handlung aUTl einer ebklosen Gestmuna ent:
auf andere Fälle des Hochverraths und des Landes- sprangen sei. Weiter wurde beantragt, alß bie Ent-
vekraths theils Zuchthanestrafe theils Gefängniß und icheidnng über politische Verbrechen innen Ländern
bei mildernden Umständen Festungshaft angedroht. in Welchen Schwurgekichle befieben, Dur; Gifchwbkene

Der Reichstag hatte inzwischen an seinem Theile eifblgea sollt
die Abschassung der Todessirafe beschlossen und es Der Justiz-Minister Dr. Leonhadt trat diesen
würdeH somit die bisher bestehende Strafe für die Anträgen entgegen, indem er darau hinwies, daß
schwersten Verbrechen gegen den Staat und das man damit zu Gunsten der politichen Verbrechen
Oberhaupt desselben in Wegfall kommen. eine Ausnahmestellungsschaffen wollewie sie nirgends, 
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' kö eren, noch in kleineren europäischen

gefertigten“ bgflehfie. In» allen früheren Gesetzgebungen

seit alter Zeit ieien dte Poclklschen Verbrechen gerade

als besonders fchwer angefehew worden;» der jetzige

Entwurf wolle dieselben unter dle allgemeinen Grund-

sätze stellen. Die erwähnten Anträge aber, mDem fie

Die Festungshaft zur Regel, die Zuchthausstrafe zur

Ausnahme machen, wollen« fur politische Verbrechen

geradezu ein Privilegium schaffen. Wenn. es heiße:

Zuchthausstrafe solle nur eintreten,« wenn eine ehrlofe

Gesinnung nachgewieicn l“, so»iei«do·ch»zu bedenken,
daß ehrlose Gesinnung gar kein juristischer Begriff

nnd jedenfalls ein höchst unbestimmter Begriff m,

Ein Norddeutscher, welcher während eines Krieges die

Waffen gegen sein Vaterland ergreife oder Festungen

Verrathe, handle doch gewiß ehrlos, — und doch

sollte es möglich fein, ihn blos mit Festungshaft zu
sirasenl

Gegen die Annahme der Bestimmung, daß nur
Geschworene über politische Verbrechen entscheiden
sollen, machte der Minister geltend, daß dies gar
nicht in das Strafgesetzbuch, sondern in das Gesetz
über das Strafverfahren gehöre-, welches auf den
Wunsch des Reichstages bereits vorbereitet werde.
Es sei nicht angänglich, einzelne dahin gehörige
Punkte herausziireißeii und vorweg zu erledigen.
Ueberhaupt möge man nicht die großen sachlichen
Schwierigkeiten, welche mit dein Strafgesetzbnche ver-
bunden seien, noch künstlich dadurch erweitern, daß man
alle möglichen fremdartigen Dinge hineinziehe.

Auch der Bundeeskanzler Graf von Bisniarck
richtete die dringende Mahnung an den Reichstag,
nicht die Berathung des Strafgesetzbuchs dazu zu
benutzen, um allerlei beliebte politische SparteiiurDerum
gen mit durchzubringen. Man scheine zu glauben,
daß die {Regierungen für ihr Kind (Der: Entwurf)
eine so große Liebe haben werden, daß sie allerlei
Bestimmungen mit in den Kauf nehmen, um nicht
auf die Durchführung ihrer Vorlage zu verzichten.
Das könnte sich leicht als Jrrthum erweisen, wenn
man Die Last der Anforderungen zu schwer mache.
Keinensalls könnten die Regierungen, während sie mit
der Ausarbeitung einer vollständen neuen Prozeßordnung
beschästigt seien, sich einzelne Stücke vorweg nehmen
und dadurch den Zusammenhang zerreißen lassen.

h Diese Mahnungen erwiesen sich insoweit wirksam,
Das der Antrag wegen Ueberweisung der politischen
Verbrechen an Schwurgerichte abgelehnt wurde.

Dagegen nahm der Reichstag die Bestimmung
an, daß in den erwähnten Fällen auf Ziichthans nur
dann erkannt werden dürfe, wenn festgestellt werde,
daß dte ltrafbar befundene Handlung aus einer ehr-
logen Gesinnung entsprungen sei.

 

· Als nach diesen vorläufigen Beschlüssen der
{Reichötgg zur Entscheidung über die einzelnen Ver-
brechen überging, zeigte sich eine solche Zerfahrenheit nnd
Beriblitterung "Der Ansichten, daß zunächst bei Dem
FParagraphen nber Hochverrath gegen einen Bundes-
fnksten alle von den verschiedenen Parteien des Reichs-
tases gemachten Vorschläge durch wechselnde Mehr-  

heiten abgelehnt wurden und gar kein Beschluß zu
Staude kam.

Der Aufenthalt im Auslande und die
Staats-Angehörigkeit.

Bei der zweiten Berathung des Gesetzes über
den Erwerb und den Verlust der Staatsangehörigkeit
ist in Betreff der Wirkung eines längeren Aufenthalts
im Auslande eine Meinungsverschiedenheit zwischen
dein Reichstag und den Regierungen bestehen geblie-
ben, welche jedoch voraussichtlich bei der dritten Lesung
noch ihre befriedigende Erledigung finden wird.

Nach dein vorgelegten Gesetzeiitwnrs soll der Ver-
lust der Staatsangehörigkeit auch eintreten durch zehn-
jährigen Aufenthalt im Auslande.

Der Reichstag will, daß der zehnjährige Aufent-
halt alleiii den Verlust der Staatsangehörigkeit nicht
herbeiführe, sondern nur die (Erwerbung fremderStaats-
angehörigkeit mit zehnjährigem Aufenthalt im Aus-
lande. Die Absicht dieser Aenderung ist dahin ge-
richtet, zu verhindern, daß ein im Auslande lebender
diesseitiger Staatsangehöriger durch den bloßen Auf-
enthalt in der Fremde gegen seine Absicht und Nei-
gung der Staatsangehörigkeit verlustig gehe; es solle
dies vielmehr nur in Folge einer ausdrücklichen Kund-
gebung seines Willens geschehen, wie sie in der Er-
werbung fremder Staatsangehörigkeit zu sinden sei.

Der Präsident des Bniideskaiizleramts, Staats-
minister Delbrück, trat diesem Antrage mit ausführ-
lich-er Darlegung der betreffenden Verhältnisse entgegen.
Die Aeußerungen desselben dürften auch für weitere
Kreise von Interesse fein. Er sagte:

»Ich habe im Namen der verbündeten Regie-
rungeii zu bitten, Den Abänderungsantrag abzulehnen.
Jch würde die Gründe für vollkommen zutreffeud hal-
ten, wenn der Satz, daß die Staatsangehörigkeit durch
zehnjährige Abwesenheit verloren geht, ohne alles Wei-
tere dastände, und wenn nicht durch andere Bestim-
mungen des Gefetzes Jedem die Möglichkeit geboten
wäre, sich die Staatsangehörigkeit so lange zu erhal-
ten, wie er sie erhalten will. Wären diese Mittel
nicht geboten, so würde ich anzuerkennen haben, daß
es hart wäre, allein aus dem Zeitablaufe eine Absicht
zu folgern, es wäre das hart, weil es eine Annahme
wäre, Die einen Gegenbeweis nicht zuließe, die es dem
Betheiligten unmöglich machte, zu erkennen zu geben,
er habe diese lisicht keineswegs, er wolle sich viel-
mehr seine Staatsangehörigkeit erhalten. · So liegt
nun aber nach der Vorlage die Sache nicht.

Wer Norddeutschland verläßt und entweder mit
irgend einein Reisedokument oder Heiniathsschein ver-
sehen isi, oder an dein Ort im Ausland, wo er sich
aufhält, sich in die Konsulatsinatrikel eintragen läßt,
der behält seine Staatsangehörigkeit, so lange das
ihm aus-gestellte Dokument dauert —- ein Dokument,
das ja bekanntlich auch Verlängerung zuläßt -— oder
so lange er in der Konsulatsmatrikel eingetragen ist.
Es sind ihm also die Mittel dargeboten, sich seine
Staatsangehörigkeit zu erhalten. Jst dies der Fall,
so ist es durchaus nicht als eine Unbilligkeit zu be-
zeichnen, wenn man an den Ablauf der Zeit den Ver-



lust der Staatsangehörigkeit knüpft, mitandern Wor-
ten, wenn man die Annahme aufstellt, daß Jemand,
der feine Heimath Verläßt nnd der keines der ihm ge-
botenen Mittel benutzt, dadurch die Absicht zu erkennen
gebe, daß er sich seine Staatsangehörigkeit nicht erhal- »
ten will. Es folgt dies zunächst daraus, daß man——
und darüber wird das Haus nicht im Zweifel fein——
Der Staatsaugehörigkeit an Norddeutschland eine hohe
Bedeutung beizulegen hat, und daß man »von einem
Jeden, der diese Staatsangehörigkeit besitzt und der
das Vaterland verläßt, verlangen kann, daß er, wenn
er sich diesen Vorzug erhalten will, auch das Seinige
dazu thut, namentlich Dann, wenn, wie hier der Fall-
die ihm dargeboteuen Mittel ihm leicht zugänglich sind.

Es kommt uuuaber eine andere und noch höhere
Erwägung dabei in Betracht, nnd ich kann hier an-
führen, daß durch die Verhandlungen, die in der vor-
letzten Session des preußischen s21bgeernetenhaufeö über
Die eben zur Diskussion stehende Frage stattgefunden
haben, die Königlich preußiiche Regierung veranlaßt
worden ist, die Frage, ob dem dann-ils gefaßten- mit
dem jetzigen Abänderungsnorschlage übereinstimmenden
Beschluß Folge zu geben sei, einer eingehenden Er-
wägung zu unterwerfen, einer (Erwägung, bei welcher
namentlich diejenigen Organe der preußischen Regie-
rung im Auslande gehört sind, die dem Verhältniss
näher stehen. Die Lage, in der sich ein Deutscher im
Auslande besindet, ist nach der Gesetzgebung der ein-
zelnen ausländischen Staaten eine ungemein verschie-
dene. Jn einzelnen Staaten des Auslandes respek-
tirt man den Ausländer, also in unserm Falle den
Deutschen, der seine Nationalität festhält, in weitge-
hendem Maße; er wird zu den drückendsten und er-
heblichsten Staatslasten nicht herangezogen. Er be-
sindet sich in einer durchaus privilegirttu Stellung.
Diese privilegirte Stellung dem Deutschen, der sich im
Auslande aufhält, nicht zu gönnen, kann nicht im al-
lermindesten die Absicht fein; es kann aber eben so
wenig die Absicht sein, eine nach zwei Seiten hin pri-
vilegirte Klasse zu schaffen, das heißt eine zelasse zu
schaffen, die, wenn es ihr paßt, deutsch ist, uud wenn
es ihr nicht paßt, Ausländer. Zu der Schaffung einer
solchen privilegirten Klasse kommt man ganz noth-
wendig, wenn man den Antrag annimmt, mit andern
Worten, wenn man vollkommen darauf verzichtet, zu
wissen, welche Angehörige man im Auslande hat, An-
gehörige, die dann doch auch, so lange sie unsere An-
gehörigen fein wollen, Pflichten gegen uns erfüllen
müssen, Pflichten, die nur in Anspruch genommen
werden können, wenn man sie kennt, wenn man weiß,
wer sie sind, und die auf Der andern Seite, sobald es
sich im Auslande für sie um Erfüllung von Pflichten
handelt, ganz entschieden der Meinung sind, sie sind
Deutsche und haben keine Pflichten zu erfüllen. Eine
solche Klasse zu schaffen, liegt, glaube ich, in keiner
Weise im Interesse des Bundes, im Interesse geord-
neter staatlicher Verhältnisse, im Interesse der Bezie-
hungen zu anderen Staaten. Wenn ein Deutscher diese
bevorzugte Stellung, die der Ausländer in vielen Län-
dern genießt, in Anspruch nehmen will, so muß er auch
im Gedächtniß behalten, daß er gegen sein Vaterland  
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Pflichten zu erfüllen hat, und die allergeringste von
diesen Pflichten ist unzweilhaftdie, daß er auf unzwei-
deutige Weise seinen Willen zu erkennen giebt, seinem
Vaterlande noch angehören zu wollen.«

Der Staatsminister Delbrück fügte später noch hinzu:
»Was den Orient betrifft, so mag beschlossen wer-

den, was will, das ändert im Orient gar nichts. Jm
Orient haben wir staatlich nicht nur Rechte, sondern
auch Verpflichtungen Wir können den Schutz im
Orient der tilrkischen Regierung gegenüber für Keinen
in Anspruch nehmen, Der nicht unter Unserer Polizei-
gewalt steht, und unter der Polizeigewalt steht nur
der, der in derKousulatsmatrikel steht. Also da kann
hier beschlossen werden, was will, das ist gleichgültig,
wer sich im Orient nicht in die Konsulatsmatrikel ein-
schreiben läßt, hat keinen Schutz.

Jch will ferner daraus aufmerksam machen, daß
die Schwierigkeit, die hervorgehoben ist in Bezug
auf Die Eintragung in die Matrikel, keineswegs in
dem Grade vorhanden ist, wie man meint. Es ist
richtig, daß wir nicht überall Bundeskonsuln haben;
das Netz der Bundeskonsuln ist allerdings sehr weit
ausgedehnt, aberich gebe zu, es ist nicht überall. Da-
gegen kann ich mir keinen Fall einer Niederlassung in
fremden Ländern Deuten, wo nicht der- Deutfche den
Sitz eitles Konsuls passirt, weint er auch nicht an die-
sem Sitze bleibt, wo er also Gelegenheit hat, sich in
dieMatrikel eintragen zu lassen.«

Soweit die thatsächlichen Aufkläruugen, welche
der Präsident des Bundeskanzleramtes gegeben hat.

Wenn diese auf den Erfahrungen unserer Ge-
sandten uud Konsulu beruhenden Mittheilungen die
Mehrheit des Reichstags nicht sofortveranlaßteu, von
der Erneuerung des Antrages, welcher seither im preu-
ßischen Abgeordneten-Hause angenommen war, abzu-
stehen, so ist doch zu hoffen, daß in der Zeit bis zur
dritten Lesung anderweitige Erwägungen auch im
Reichstage zur Geltung gelangen und zur Annahme
des von den Regierungen vorgeschlagenen, auch dem
Jnteresse der abwesendeu Bundesangehörigen selbst
entsprechenden Grundsatzes führen werden.

Die preußischen Gefängnisse
Der Minister des Innern hat soeben eine be-

schreibende Uebersicht sämmtlicher größerer Straf- und
Gefangenen-Anstalten aussiellen und veröffentlichen
laffenfl') _

Jelebhafter die Fragen des Gefängnißwesens treuer-
dings nicht blos unter den Fachmännern, sondern in
allen gebildeten Kreisen erörtert werden, je allseitiger
anerkannt wird, daß von der Gestalt und Einrichtung
der Gefängnisse eben so sehr, wie von der Tüchtigkeit
und Treue der im Gesängnißdienst wirkenden Beamten
das Wohl und Wehe der Gefangenen während der
Haft und über die Mauern des Gefängnisses hinaus
die Erfolge abhängen, in welchen Die höheren Zwecke
der Strafvollstreckung zu erblicken sind, — desto mehr
ist es als ein Mangel empfunden worden, daß es bis-
her an amtlichen Veröffentlichungen gefehlt hat, aus

*) Berlin, Druck und Verlag der Königlichen Geheimen
Ober-Hof-Buchdruckerei (R. v. Decker).



denen eine genaue Kenntniß von den Gefängnißeim
richtungen der Monarchie ern sicheres Urtheil über den

Werth oder Unwerth Derfelben sich schöpfen ließe.
um diesem Mangel abzuhelfen, wird in obiger

Uebersicht zunächsteine beschreibende Darstellung der

größeren Gefängnißanstalten nach ihren gefammten

Einrichtungen und Verhältnissen geboten, zugleich als
Vorläufer und allgemeine Grundlage für eine weitere
Gefängnißstatistik der Monarchie, für welche der Mi-
nister des Innern fortan wiederkehrend Mittheilungen

zu veröffentlichen beabsichtigt.

Die Darstellung beschränkt sich allerdings nur
auf einen Theil der Gefängnisse, da im Allgemeinen
(abgesehen von der Rheinprovinz) nur die größeren
Strafgesängnisse —- die sämmtlichen zur Vollstreckung
der Zuchthausstrafen dienenden,s sowie einige größere
Anstalten zur Verbüßung von Gefängnißstrafen (in
denen jedoch auch Untersuchungsgesangene Aufnahme
sinden) der Verwaltung besonderer Behörden
Unter der obersten Leitung des Ministers des Innern
unterstellt sind, wogegen Die sämmtlichen Untersuchungs-
gefängnisse, obwohl in denselben auch Gefängniß-
strafen verbüßt werden, durch Beamte der Justizver-
waltung unter oberster Aufsicht des Justiz-Ministers,
geleitet werben. Nur in der Rheinprovinz sind nach
der dort geltenden französischen Gesetzgebung auch die
Unteriuchungsgefängnisse der Verwaltung des Innern
mit überwiesen. Alle übrigen Untersuchungsgefäug:
nisse, sowie die zu polizeilichen Zwecken dienenden

(meist kominunalen) Gefängnisse, ferner die Arbeits-
häuser der ständifchen Verbände der älteren SDrauingen,
in denen die gegen Bettler, Vagabonden, Trunken-
bolde und liederliche Dirnen festgesetzte Besserungshast
zur Verbüßung kommt, -——- endlich die Strafanstalt

für die Niederlaufiß zu Sudan, welche nur der Ober-
aufsicht des Ministers des Jnnerns unterliegt, -—— alle
diese Anstalten, bei deren Unterhaltung die Staats-
kasse theils gar nicht, theils nur durch Zuschüsse
betheiligt ist, haben in der vorliegenden Uebersicht
nicht berücksichtigt werden können; dieselbe begreift
nur die aus Staatsmitteln nnterhaltenen und durch
unmittelbare Beamte des Staats unter der oberen
Leitung des Ministers des Jnnern verwalteten Haft-
anstalten.

Es sind deren im Ganzen 55 mit 9 Zweigan-
stalten, nämlich in der Provinz Preußen 5 (zu War-
tenburg, Jnsterburg, Rhein, Graudenz und Mewe),
ZU Posen 3 (zu Rawicz, SDoln. Erone und Fordon),
III»Pommern 2 (zu Naugard und Anclam) und eine
PMB-Anstalt (zu Gollnow), in Schlesien 7 (zu
VMHIOM Brieg, Striegau, Görlitz, Jauer, Sagan,
Zwtlbvr) unD l Hülfsanftalt (zu Breslau), in
Brandenburg 6 (zu Berlin, 5Iltaabit, Spandau, Bran-
denburg, Sonnenbnrg, Cottbus) und 4 Zweiganstalten,

—
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in Sachsen 3 (zu Lichtenburg, Halle und Delitzsch),
in Westfalm 4 (zu Mutter. Herford, bei Breleseld
und zu Hamm) und l Zweiganstalt, in der Rhein-
provinz l2 (zu Coblenz, Simmern, Werden, Düssel-
dorf, Cleve, Elberfeld, Cöln, Bonn, Trier, Saat-
brücken, Aachen) unD l Zweigsanstalt, in Hohenzollern
I (zu Habsthal), in HessemNassau 4 (zu Ziegenhain,
Cassel, Eberbach und Dieß) und I Nebenanstalt, in
Hannover 7 (zu Hameln, Moringen, Lüneburg,
Celle, Stade, Osnabrück, Lingen), in Schleswig-
Holstein l (zu Glückstadt).

Die Verhältnisse Dieter Anstalten sind in der vor-
liegenden Uebersicht in Form von Tabellen nach allen
Seiten dargestellt: Die Lage Und Die klimatischen Ver-
hältnisse, die Bestimmung und der Einlieferungsbe-
zirk, die Entstehung und etwaige frühere Bestimmung
der Baulichkeiten, die Beschreibung nnd Eintheilung
des Grundstücks und der Bodensiäche, genaue Be-
zeichnung der Gefangenenräume (der 5arbeite: unD
Schlafräume, der Einzelzellen und Lazarethräurne)
nach der Grundfläche und dem Kubikraume, die Zahl der
Gefangenen auf jedem Raum (bei Tage, bei Nacht
und im Lazareth), die Durchschnittszahl und die höchste
Zahl der Gefangenen, Lage, Beschaffenheit und Ein-
richtung der Gefangenenräume, Lokalien für Gottes-
dienst, Schule, Sperfnng u. s. w., Oekonotnie-Ein-
richtungen, Wasserverhältnisse, Bade-Einrichtungen,
Latrinen- nnd AbfuhrsEinrichtungem Heizung, Be-
leuchtung, Lüftung, Baukosten u. s. w.

Diese Angaben lassen erkennen, von welcher Wich-
tigkeit die Veröffentlichung für alle Diejenigen ist,
welche sich für eine ersprießliche Gestaltung des Ge-
fängnißwesens interefstren. h

Die Vorbemerkungen, welche der Uebersicht vor-
angeschickt sind, geben einen kurzen Rückblick auf
die bisherige Entwickelung der Gefängnißverwal-
tun-g seit dem Erscheinen des Allgemeinen Landrechts,
und bekunden einerseits die unausgeseßte eifrige Zir-
beit der Regierung auf diesem Gebiete, andererseits
die Größe der Aufgabe, welche in diefer Beziehung
noch zn lösen bleibt und deren Erledigung theilweise
mit der zur Zeit in Berathung stehenden Reform des
Strafrechts im Zusammenhange steht.

Ueber die diesjährigen Truppenübun-
gen ist von Sr. Majestät dem Könige bestimmt
worden, daß bei dem 9. unD 10. Armee-Corps
(Schleswig-Holstein und Hansovey Königsmanöver,
bei den übrigen Armee-Corps Uebungen in den Di-
visionen stattstnden fallen.

Das Zollparlament wird boraußficbtlicb
bald nach Ostern, nach vorläusiger Bestimmung etwa
zum 21. April einberufen werden.



Kirchlicher Unzeiger aus Oels.
Am Sonntage Oculi
predigen zu Oels:

Ju der Schloß- und Piave-Kirche
Frühpredigt: Herr Probst Thielmann.
Amtspredigt: Herr Superintendent Hohenthat.
Nachmittagspredigt: Herr Diakonus Krebs.

Wochenpredigt
(Vierte Fastenpredigt):

Donnerstags, den 24. März- Vormittags 8; Uhr:
Herr Diakonus Krebs.

Dienstags, den 22. März, Vormittags um 9 Uhr-
Gottesdienst zur Feier des Geburtsfestes Sr. Majestät des
Königs. Predigt: Herr Snperintendent Hohentbai.

 

im Ganzen wie im Einzelnen  ( billigst bei
i D e - ’ -I II. haltet it Jieuiiiuen 

 

  

Der Wageisibauer Robert Heinrich in
Oels empfiehlt fertige, vorzüglich gut gearbeitete
Leberplauwagenz auch werden wieder in diesem
Jahre der Reparatur bedürftige Wagen auf das
beste und sanberste hergestellt.

Für die Natur-Rasenbleiche des Herrn

Quarg in Buckowintke empfehlen sich
zur Uebernahme von Aufträgen, unter Ga-
rantie der besten Ausführung

Karl Metzner in Dobrischan,
Eduard Günther in Festenberg,
Gastwirth Josef Franke in Geschütz.

 

   
 

Oeffentliche Sitzung
des allgemeinen landwirthsrhnftliryen Dereins:
Sonntag, den 20. März c., Nachmittags 3 Uhr,
im Saale des Gasthofe-Z zum ,,goldenen Adler«f.

Tagesordnung:

l. Commissionsbericht, betreffend die Vereinigung
der beiden landwirthschaftl. Vereine im Kreise.
Das neue Maß und Gewicht
Ueber Hagel-Versicherungs-Gesellschaften
Ueber Pferdezucht.
Ueber Gebrauch des Palmkernmehls.
Zur Vorfeier des Geburtstags Sr. Majestät

des Königs soll Abends ein gemeinschaftliches Abend-
brot a Couvert 15 Sgr. Veranstaltet werden, zu
Welchem die Anmeldungen bis zum 19. März c. beim
Gastwirth Späte oder dem Vereins-Vorstande anzu-
bringen sind.

Oels, den 10. März- 1870.

Der Vorstand.

P
A
P
P
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Holz-Tänzeige.
Die Unterzeichneten offeriren zum alltäg-

lichen Verkauf nachstehende Brennhölzer, welche
sich nahe an der Wartenberger Chanssee bei
Görnsdorf befinden:

cirea 500 Klostern kieferncs Scheitholz
ä Kloster 3 Thlr. 10 Sgr.; cirea 200 Klastern
kiefernes Knüppelholz ä Kloster 2 Thlr. 10 Sgr.;
cirea 500 Klastern kiefernes Stockholz ä Klafter
1 Thlr. 10 Sgr.; cirea 100 Klaftern birkenes
Scheitholz ä Kloster 4 Thlr. 10 Sgr.; cirea
100 Klostern birkenes Kniippelholz ä Klafter
3 Thlr. 10 Sgr.; cirea 2000 Schock kiefernes
Stangen-Reisig ä Schock 15 Sgr.; cirea 1000
Schock birkenes Reisig ä Schock 17 Sgr.

Käufer wollen sich bei den Holzhändlern

Sacher G s0hts in Schollendorf melden.
Bei einer bedeutenden Abnahme wird der

Preis herabgesetzt

Pitfchener Thierscbau-Loose, ‘a lOOSgr.,
. 0" . . . scbei A. Grunrberger & Co in e

Zu allen Arten Dacharbeiten, sowie zur
Anlage von Blitzableitern auf Thürmen und

anderen Gebäuden unter Garantie guter Arbeit
empfiehlt sich

 

       

 

H. Boschitzky,
Dach- und Schieferdeckermeister,

sowie abprobirter Blitzableiter-Verfertiger.

Wohnhaft bei Herrn Gastwirth Lenschnet.

Hierzu eineIJeilaga



Beilage zu Nr. 11 des Oels’er Kreisblattes.
(111111kmatw-mnflttutwntllgt verein« des Kreises Oele-.

Sonntag, den 27. März er., Nachmittag 3 Uhr:
Versammlung

im mal: den Gaiiliofeg zum „gamma lblzr“ hierselbii.
Tagesordnung:

l. Wahl des Borstandeg.
2. Besprechnng der Tagesfragen. —- Kreis-Orbnung, Abschaffnng der

Todesstrafe. .
Oels, den 17. März 1870.

 

Der Vorstand.

F-—«sz—-——- Js—ff—sss—f"—t—7—-——ss Ag- __ —----..:·:» -- -——:——':.:-—'7J

Eli Mein Geschäfts-Lolal befindet sich [4)

« Ohlauw u. Schloßstraßechka ‚‘1’
U im Hause des cseynhmnchermeisierei Herrn Bangen (l

ik lsidor Ilolclheim, Tsj

—

EI: Leder- und Kurzwaaren-Handlung. il

ä: S—S—C—S—S—S—C—I-S—xsq-3sic-Si—:—S-i-——S——-::-s-;«.,1 

  

 

höchst fein gemahlen, sowohl roh als
gedämpst, und mit 250/0 Schwefelsäure
präparirt. -

HamdttkCU Prämien-Lou«
Ziehnng den 20. April,

z 2 T (g ro Stück Stickstossfkeie und stickstofshaltige
halte ich bestens empfohhlem verlxrae aber nicht gleich baares Supetphosxyath sßegusßiuano, Schwkz
Geld, sondern orientire zuvor, sich mit 1 Sgr. in frankirter fel- u. Salz-Vaure offmrt lmtkt GUUMUE
AUsta e an mich Wendende, durch Einsendung von Vro ect
gründpich über den Stand dieses Papiers. —-— So ist egpnaY i des Gehaltes

Gneixiigixesxstewksn..?-is;:s2?eadsanft sich “e die Knochenmehl - und chemisch-.-
Jullus Gertlg m LZelmburg, Bang-jahrein

Lotterie- und Fonds-Geschäft von

TAlle BrüehshseilFaFFT Robert "allemin Spahlitz bei Oele.
Bruchleidende, welche eine Schrift (mit Be- —

lehrnng und vielen 100 Zeugnissen) eines M Tafel-Glas M

I
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berühmten Brucharztes zu erhalten wünschen, in allen Größen, sowie aIIc Arten
können dieselbe gegen Einfendung einer 1 Gr.- Eier-Flaschkn,« Bier-i Und Hchnäps-Glåskk
oder Z» kr.-Marke sranco von Paul Nüdiger Cxljndcr Zu Lampen Goldicjakll ,m Munchen beziehen. und auch
  

 

‚v..—

Das Dom. Oppethkuqukm skkkaust Einrahmungen von Bildern und spiegeln

300 Sibtfftl cfl'flbbüffl'. Hundes-In sind 81212:1121:eifentzinger. 
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-- » KartoFel-Sortir-Maschinen-»s-«   
     

  
  

  

weiche täghch 300 Scheffel in 3 Verschiedenen Größen sortiren ALWFZXHJ
und die Kartoffeln von Keimen und anhaftendem Boden befreien, s· LIMIng »o»

„3.. nouiche .  ohne sie im geringsten zu beschädigen; ferner

eiserne Drefchmafchinem
Ackerwalzen, gußeiferne Walzenringe (11 Cns372 Th1k;),
sowie andere ländmirthschafuikyk Maschinen stehen vorräthig bei

F. W. Wen-neck-

 

 

  
Oels.

.. . To(1FWF « *”’
Bekanntmachuug · O-

Hierdurch erloube mir meinen geehrten Kunden die ergebene Anzeige zu machen, 1„"
_ daß ich vom 1. April d. J. ab das bisher unter der Firma: « ).

‘r; « S

M. Sohlesinger & Go.
bestandeue Geschäft für eigene Rechnung übernehme, nnd bitte meine geschätzten

TO Kunden mir dasselbe Wohlwollen zu scheukeu, indem ich prompte und reelle BedienungG
bei jeder (Entnahme aus meinem best assortirten Towbak und Cigarren-Lager verspreche.

Hochachtungsvoll ergebeuster

salo schlesingek,
Vormals i1“.SchlesmgerC(CO. O
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30 Centuer Gelb-Kleemit Ravgras RechnungsFormnlnre sin;dstetts
10 Centner kThvmothee vorräthig bei Ak. Ludwig.
verkaufttdas Dom. Wiesegrade.

Das Wirthfchafts--A'mr.

 

 1 EssenbahnsFahkplan für Oels.

  

 

  

 

  

 

  

Kreb.e All-gehende Züge Abgehende Züge
f von Oele nach Breslau. von Oels nach Bernstadt 21

möglichst große Waare, werden bei Beginn des Morgens 5 Uhr 15 Min. Morgens 8 Uhr 4 Min.
Fanges wöchentlich 50 bis 60 Schock ge- » 8 » 46 « » 11 ". — »
sucht. Unternehmer wollen sich bis zum 15. c. » 1,1 » m « Abends S « 4 «
melden unter Z. Z. 44 poste restante franco Abends g « ; «
Breslau. . ” " « «

Marktpreise der Städte Oele und—Bernstadt, Marktpreis von Breslau,
vom 12 März 1870. vom 12. März 1870.

Oels—I’Uzkcch VIII-Un Gckstks Ekbch. Hafer. skaktvss chs Stroh feine mittl. irdisc.
PkßMaaß oer Schfl der Schfl OerSchsl der Schfl. der Schfi. oer echfl der Ctr dass-Echte ..--....--—.--s»3·
11 .Gewicht. rtl 1’111 pf rtt.sar«pf.rtl.mr pf r·t!.sar.pf. kt1.sar·pf rtlvm pf !tlsgr«pf· 111.111.111. Weiß. Weizen 75—78 73 62 -

Höchstct -l- — --—— -'—- —- —--—- 1 5-— — — 1 — 8 ——— Getbcr dito 71—-73 70 63.
Mittler |:—- -——————-—-——--— — l 4———16—- ls 6 715-—Roggen . . 56-—57 55 54:
‘Jiiebrigcr .- .._ ._ -—- .- _. ‑‑‑‑⸗ 1 3 6 -— —- -—— — 7 7 6Gerfte . . 43-—46 42 39 -

Bernstadly den l2. März. Hafer . . . 32—-33 30 28 -

Höchster 2 lO-— 1 23—-1—15 125-— l— —- 16—— l 3-— 7 lO—(Srbfeu . . 56——60 5.3 46 ·

Mutter 2 9 - 122—— 114 -- 1--— — 29: — ——- — -—l-—-— —-l-—- Rleejaatrqtbe —- -- -- -- =
Niedriger 2 8-—- 121— 113i-- I«—l-——-28--—-—-—- ------ —«- 111101111161 — “" "' —                   

   


